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Grosser Gemeinderat
Sonnenfelsstrasse 4, 3700 Spiez
Tel. 033 655 33 15
gemeindeschreiberei@spiez.ch

Auszug aus dem Protokoll des Grossen Gemeinderates vom 02. Sep-
tember 2024

244 020.11 Verordnungen
Umsetzung der Verordnung über die Begriffe und Messweisen im Bauwesen BMBV / 
Teilrevision Baureglement zu Handen Volksabstimmung

Ausführungen des Gemeinderates

Marianne Hayoz Wagner: Im Jahr 2008 hat der Regierungsrat des Kantons Bern den Beitritt zur 
interkantonalen Vereinbarung über die Harmonisierung der Baubegriffe beschlossen. Ziel der Har-
monisierung ist, die unterschiedlichen Begriffe in den verschiedenen Kantonen zu vereinheitlichen 
und damit Planungsaufwände zu reduzieren. Die Gemeinden vom Kanton Bern müssen ihr Baure-
glement bis Ende 2028 an die BMBV angepasst haben. Ziel bei der Anpassung des Bauregle-
ments war, möglichst keine materiellen Änderungen vorzunehmen, sondern nur formelle. Oder 
vereinfacht gesagt: man kann in Spiez mit dem BMBV-konformen Reglement mehr oder weniger 
gleich viel bauen wie bis anhin – nicht mehr und nicht weniger. Begriffe und Messweisen werden 
nur da angepasst, wo nach BMBV erforderlich. Die BMBV stellt eine Palette von Begriffen und 
Messweisen zur Verfügung, zum Beispiel für die Festlegung der Gebäudehöhe oder Attikabestim-
mungen. Aus der vorgegebenen Palette der BMBV hat man jene Formulierungen ausgewählt, wel-
che unseren heute geltenden Bestimmungen am nächsten kommen. Das auch, damit die bewährte 
Baubewilligungspraxis der Gemeinde weitergeführt werden kann. Warum ist es so wichtig, dass 
wir möglichst keine materiellen Änderungen vornehmen wollen? Eine materielle Änderung kann z. 
B. bedeuten, dass ein Grundeigentümer einen Nachteil durch zusätzliche Einschränkungen oder 
Auflagen (Solarpflicht) im Vergleich zum bestehende Baureglement hat oder das Gegenteil er hat 
einen Vorteil, indem er mehr Volumen realisieren könnte, was aber nachteilige Auswirkungen auf 
die Nachbarschaft haben könnte. Darum müssen solche materiellen Änderungen sorgfältig geprüft, 
in einem Gesamtzusammenhang gestellt und vor allem auch in einem politischen Prozess beraten 
werden. Eine materielle Änderung greift die Planbeständigkeit an. Planbeständigkeit will für alle 
Beteiligten Rechtssicherheit schaffen, indem ein neuer Inhalt nicht innert kürzester Zeit widerrufen 
oder angepasst werden darf. Das bedeutet, dass wenn man im Rahmen der BMBV eine materielle 
Änderung (z. B. die Aufhebung der Ausnützungsziffer) umsetzen würde, hier eine neue Zeitschie-
ne der Planbeständigkeit zu laufen beginnt. Das hätte zur Folge, dass man zwei parallel versetzte 
Zeitschienen der Planbeständigkeit hätte und dass man diesen konkreten Inhalt bei einer nächsten 
Ortsplanungsrevision unter Umständen nicht aufgreifen dürfte. Jetzt konkret zu den wichtigsten 
Änderungen:

 Die Ausnützungsziffer (AZ) wird durch die Geschossflächenziffer oberirdisch (GFZo) ersetzt. 
 Für die Berechnung der AZ war bis anhin die Bruttogeschossfläche relevant. Diese setzt sich 

zusammen aus Wohn-, Arbeits- und Erschliessungsflächen. 
 Für die Berechnung der GFZo wird neu die gesamte Geschossfläche mit allen bewohnten und 

unbewohnten Flächen oberirdisch angerechnet, was natürlich zu mehr anrechenbarer Fläche 
führt. 

 Deshalb wird die bisherige AZ mit dem Faktor 1.1 multipliziert, damit das alte und das neue 
Mass in etwa übereinstimmen. Dieser Umrechnungsfaktor wird vom Amt für Gemeinden und 
Raumordnung (AGR) empfohlen.

Die Grünflächenziffer besteht heute in den Mischzonen, Mischzonen Kern Einigen und Faulensee, 
in den Arbeitszonen Gewerbe und Industrie sowie in der Hotelzone. Dabei handelt es sich um flä-
chenmässig kleine Zonen bzw. Flächen. Die normalen Wohnzonen beinhalten bereits heute keine 
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Grünflächenziffer. Bis anhin wurden für die Berechnung begrünte Flachdächer und wasserdurch-
lässige Abstellplätze miteinberechnet. Nach BMBV dürfen neu ausschliesslich natürliche und/oder 
bepflanzte Bodenflächen eines Grundstücks angerechnet werden. Also wesentlich weniger Flä-
chen. In der Verwaltung wurden diverse Baugesuche in den betroffenen Zonen anhand der alten 
Regelung sowie anhand der BMBV-Bestimmungen geprüft. Anhand dieser Überprüfungen hat sich 
gezeigt, 

 dass die Grünflächenziffer reduziert werden muss. 
 dass für die Mischzonen Kern Einigen und Faulensee die Grünflächenziffer gestrichen werden 

soll. Denn diese haben fast keine Grünflächen mehr im Sinne der BMBV und es handelt sich 
nur um eine Handvoll Parzellen. 

Auf eine Streichung der Grünflächenziffer in den Gewerbezonen ist zu verzichten, da gerade auch 
in den Gewerbezonen Grünräume einen ökologischen Ausgleich bieten, ökologische Trittsteine 
sicherstellen und zudem der Überlastung der Entwässerungsinfrastruktur und sogenannten Wär-
meinseln vorbeugen.

Bei der Fassadenhöhe ist die Änderung vorab begrifflicher Natur.

Neu wird die Höhe nicht mehr in der Fassadenmitte, sondern an der Stelle des grössten Höhenun-
terschieds gemessen. Dies kann folglich neu an jeder Stelle der Fassade sein. In absolut ebenen 
Lagen ist diese veränderte Messweise kaum von Bedeutung. In Spiez sind ebene Flächen jedoch 
selten. Es ist daher zu erwarten, dass es in zahlreichen Fällen ein Unterschied zwischen der heuti-
gen Messweise und der Messweise gemäss BMBV geben wird. Um dies auszugleichen, wird die 
Fassadenhöhe um 0.5 m erhöht. 

Die heutige Attikaregelung mit der Vorschrift, dass die Attika ringsum 1.50 m zurückspringen muss, 
ist nicht mehr BMBV-konform. Jene die den Vorprüfungsbericht des AGR (Amt für Gemeinde und 
Raumordnung) gelesen haben, wissen, dass drei Varianten für die zukünftige Attikadefinition zur 
Auswahl stehen: Man hat sich für einen Rückversatz von 2.0 m auf einer ganzen Seite mit einer 
Flächenbeschränkung von 70 % entschieden. 

 Dies, weil die Überprüfung von realisierten Attikageschossen in der Gemeinde Spiez gezeigt 
hat, dass diese Attiken ca. eine Fläche von 70 % des darunterliegenden Geschosses aufwei-
sen. 

 Mit dem Flächenmass von 70 % kann sicherstellt werden, dass die Attikas künftig nicht überdi-
mensioniert (nicht grösser als bin anhin) geplant werden und die Nachbarschaft nicht auf jeder 
Gebäudeseite das Attikageschoss wie ein Vollgeschoss wahrnimmt. 

 Die FB Gestaltung (die beratende Fachgruppe aus Architekten) hat diese Lösung aus gestalte-
rischer Sicht ebenfalls empfohlen.

 Ausgenommen von dieser Attikabestimmung bezüglich Flächenmass von 70% sind die Ar-
beitszonen.

In der ZPP 6 liegt ein ausgearbeitetes Projekt vor, das nach den bestehenden Messweisen bewilli-
gungsfähig wäre. Das geplante Attikageschoss ist jedoch nicht BMBV-konform. Nach den neuen 
Bestimmungen würde das geplante Attikageschoss ein viertes Vollgeschoss auslösen. Der Vor-
schlag ist, bei der ZPP 6 ein viertes Vollgeschoss zuzulassen mit Vorschriften, wie das vierte Voll-
geschoss ausgestaltet werden muss. Zudem ist kein zusätzliches Attikageschoss zugelassen. Da-
durch wird gewährleistet, dass das erarbeitete Projekt bezüglich Messweisen nach wie vor bewilli-
gungsfähig bleibt, aber auch nicht ein zusätzliches Geschoss bzw. mehr gebaut werden kann.

Das Amt für Umwelt und Energie hat beliebt gemacht, dass im Rahmen der BMBV-Anpassung das 
Baureglement der neuen kantonalen Energiegesetzgebung angeglichen werden soll, welche per 
1. Januar 2023 in Kraft getreten ist. Es handelt sich also um Anpassungen an das übergeordnete 
Recht. Die Energieartikel im Baureglement der Gemeinde Spiez sind seit der neuen kantonalen 
Energiegesetzgebung teilweise überholt. Bis vor in Kraft treten der kantonalen Energiegesetzge-
bung hatte die Gemeinde strengere Vorschriften als der Kanton Bern. Aber seit der Einführung der 
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neuen kantonalen Gesetzgebung sind die strengeren Vorschriften der Gemeinde Spiez hinfällig, 
da der Kanton Bern die Vorschriften verschärft hat. 

Die wichtigsten Anpassungen sind folgende:
 Das neue kantonale Energiegesetz erlaubt den Gemeinden nicht, den Energierichtplan gene-

rell als Vorgabe einzusetzen. Darum wird der entsprechende Absatz in Art. 432 gestrichen.
 Auch der Art. 432 Abs. 3 verliert seine Wirkung und wird ebenfalls gestrichen. Dieser verlangte, 

dass höchstens 50 % des zulässigen Wärmebedarfs für Heizung und Warmwasser mit nicht 
erneuerbarer Energie gedeckt werden dürfen. Mit der neuen kantonalen Energiegesetzgebung 
sind für Neubauten erneuerbare Energieträger vorgeschrieben.

 Neu wird der Prozentsatz für die Beanspruchung des Nutzungsbonus für die Unterschreitung 
der Anforderungen an den winterlichen Wärmeschutz auf 20 % statt wie bis anhin 30 % festge-
setzt. Das, weil die Anforderungen nach neuer Energiegesetzgebung wesentlich strenger sind 
als die bisherige Regelung im Baureglement und auch die Berechnungsgrundlagen völlig an-
ders sind. 

Eine erneute Verschärfung der kommunalen Energievorschriften gegenüber den kantonalen Ener-
gievorschriften muss im Rahmen einer späteren Ortsplanungsrevision erfolgen, denn hierbei wür-
de es sich gemäss dem Amt für Umwelt und Energie um eine materielle Änderung handeln.

Der Terminplan präsentiert sich wie folgt:

 Mitwirkung Frühling 2021
 Vorprüfung 2022
 Öffentliche Auflage Frühling/Sommer 2024
 Beschluss GGR 2. September 2024
 Urnenabstimmung 24. November 2024
 Genehmigung durch AGR anschliessend

Im Rahmen der öffentlichen Auflage ging fristgerecht eine Einsprache ein, welche jedoch zurück-
gezogen wurde. Somit gibt es keine unerledigten Einsprachen. Im Vorfeld der öffentlichen Auflage 
hat die Abteilung Hochbau/Planung/Umwelt Bauherrschaften, von denen man wusste, dass sie ein 
Bauvorhaben planen oder auch Planungsbüros aus der Region, über den Terminplan informiert, 
denn er hat Auswirkungen auf die aktuelle Baubewilligungspraxis in Spiez. So muss die Bauver-
waltung seit dem 1. Tag der öffentlichen Auflage, das heisst seit dem 25. April 2024 jegliche Bau-
gesuche nach dem heutigen und dem künftigen Baureglement prüfen. Erst nach der Genehmigung 
durch das AGR dürfen die Baugesuche nur noch nach dem neuen BMBV-konformen Bauregle-
ment geprüft werden. Zurzeit bedeutet dies Mehraufwand für die Projektierenden aber auch für die 
Gemeinde. Auch aufgrund von diesem grossen Mehraufwand war es wichtig, nur möglichst formel-
le Anpassungen vorzunehmen, so dass das Verfahren möglichst schlank abgewickelt und mit nur 
einem Baureglement gearbeitet werden kann. Wenn man bis Ende 2028 die Umsetzung der BMBV 
nicht auf dem Schlitten hat, was man nicht hofft, können ab diesem Datum keine Baubewilligungen 
mehr erteilt werden. Man weiss, dass es ganz viele Ideen gibt, wie man das bestehende Bauregle-
ment der Gemeinde anpassen sollte (Solarpflicht, Ausnützung erhöhen, preisgünstiger Wohnungs-
bau etc.). Heute ist jedoch nicht der Moment dazu:
 Grössere Anpassungen müssen in einen Gesamtkontext gestellt und sorgfältig bearbeitet wer-

den,
 es braucht dazu vor allem einen politischen Dialog 
 und solche Anpassungen müssen in einem eigenen ordentlichen Planerlass-Verfahren ange-

gangenen werden oder mit der nächsten Ortsplanungsrevision.

Sie ist auch überzeugt, dass die Gemeinde mit dem BMBV-konformen Baureglement eine gute 
Ausgangslage für die nächste Ortsplanungsrevision hat. Denn so kann man sich bei einer nächs-
ten Ortsplanungsrevision auf wesentlichere Fragestellungen konzentrieren. Falls von Seiten des 
GGR her heute aber doch Änderungsanträge kommen sollten, bedingt dies eine erneute öffentli-
che Auflage. Die kleinste Änderung bedingt eine weitere öffentliche Anlage. Was wieder mehrere 
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Monate Verzögerungen nach sich ziehen würde. Der Gemeinderat und die Abteilungen Bau dan-
ken für eine Zustimmung zur Vorlage 

Stellungnahme der GPK

Benjamin Carisch: Am 23. August 2024 haben Pia Ledermann und er das Geschäft bei Eliane 
Tschannen und Priska Lörtscher geprüft. Der Ablauf und die Beweggründe wurden dargelegt. Es 
gibt keine Gründe, welche gegen das Eintreten auf dieses Geschäft sprechen. Die GPK hat an 
ihrer Sitzung vom 28. August 2024 das Geschäft behandelt und empfiehlt auf das Geschäft einzu-
treten. 

Eintreten

Das Eintreten ist unbestritten.

Fraktionssprecher / Allgemeine Diskussion

Keine Wortmeldungen.

Beschluss   (mit 32 : 0 Stimmen)

Der Grosse Gemeinderat von Spiez

 auf Antrag des Gemeinderats
 gestützt auf Art. 27.1 c) der Gemeindeordnung

beschliesst:

1. Das an die BMBV angepasste Baureglement mit Erläuterungsbericht wird zu Handen der 
Volksabstimmung genehmigt. 

2. Das Ratsbüro GGR wird beauftragt, die Urnenbotschaft vom 24. November 2024 zu genehmi-
gen.

3. Der Gemeinderat wird mit dem Vollzug beauftragt.

NAMENS DES GEMEINDERATES
Die Präsidentin Die Sekretärin

J. Brunner T. Brunner
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